
sein, wenn unsere sozialistische Staatsordnung weiter gestärkt und ver­
vollkommnet wird. Deshalb brauchen wir eine neue Verfassung, die 

DOKUMENTE der Wirklichkeit von heute und den Plänen von morgen gerecht wird.
Die entwickelte sozialistische Gesellschaft erhält durch die sozialisti­
sche Verfassung ein neues staatsrechtliches Fundament, das den Stand 
der erreichten Entwicklung erfaßt und uns zur Lösung der neuen Auf­
gaben befähigt.

IV.
Die gegensätzliche Entwicklung in den beiden deutschen Staaten

Besonders bedeutsam ist die feste brüderliche Freundschaft der Deut­
schen Demokratischen Republik mit der Sowjetunion und den ande­
ren sozialistischen Staaten. Mit dem Vertrag der Deutschen Demokra­
tischen Republik und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
vom Jahre 1955 wurde die Souveränität der Deutschen Demokrati­
schen Republik herbei geführt. Für den Status Westberlins, das auf 
dem Territorium der Deutschen Demokratischen Republik liegt und 
rechtlich zu ihr gehört, aber zur Zeit noch einem Besatzungsregime 
unterworfen ist, sowie für einige damit zusammenhängende Fragen, 
die Vereinbarungen zwischen den vier Mächten betreffen, gilt bis auf 
weiteres die Regelung des Artikels 6 des Vertrages über Freundschaft, 
gegenseitigen Beistand und Zusammenarbeit zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Union der Sozialistischen Sowjet­
republiken vom 12. Juni 1964. Die Volkskammer und die Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik werden sich unablässig da­
für einsetzen, daß Schritt um Schritt auch die letzten Überreste des 
zweiten Weltkrieges beseitigt werden, die von den imperialistischen 
Westmächten dazu benutzt werden, die Deutsche Demokratische Re­
publik und ihre Bürger zu schädigen.

Die Erhöhung der außenpolitischen Autorität der Deutschen De­
mokratischen Republik als souveräner sozialistischer deutscher Staat 
und ihre Sicherung hat seinen Ausdruck gefunden in der gleichberech­
tigten Teilnahme am Bündnis der Warschauer Vertragsstaaten und in 
den Verträgen über Freundschaft, gegenseitigen Beistand und Zusam­
menarbeit zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der
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